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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


1. Abgeordneter Ist die Meldung der Frankfurter Rundschau 
Dr. Slotta vom 26. Januar 1971 zutreffend, wonach „rund 

300 Zeitschriften der Heimatvertriebenen und 
der ostdeutschen Landsmannschaften . . . von 
der Bundesregierung subventioniert" werden, 
und hält die Bundesregierung diese Subventio- 
nierung für vertretbar? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, wenn sie schon 
Pieroth direkte Entwicklungshilfe in Süd-Vietnam ab- 

lehnt, wenigstens dem vietnamesischen Volke 
dadurch beim Wirts chaftsaufb au zu helfen, daß 
sie in verstärktem Maße die Ausbildung von 
Vietnamesen zu Technikern und anderen Fach- 
kräften in der Bundesrepublik Deutschland er- 
möglicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung inzwischen im Besitz 

Dr. Jungmann der in ihrer schriftlichen Antwort vom 3. No- 

vember 1970 (Stenographischer Bericht über 
die 77. Sitzung, Seite 4337) auf meine Frage 
Nr. B 22 — Drucksache VI/1339 — angekün- 
digten Vorschläge eines Universitätsinstituts 
für pharmazeutische Arzneimittellehre zur Prü- 
fung von Arzneimitteln aus pflanzlichen Roh- 
stoffen sowie von homöopathischen Arznei- 
mitteln, und welche Schlüsse wird die Bundes- 
regierung daraus ziehen? 

4. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, nachdem 
Dr. Jungmann sie die genannten Vorschläge bei den Beratun- 
gen im EWG-Ministerrat eingebracht hat, die- 
se Vorschläge auch in der Novelle zum Arz- 
neimittelgesetz als Prüfungsbestimmungen zu 
verankern? 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2020 


5. Abgeordneter Treffen nach Auffassung der Bundesregierung 

Peiter die vom Bundesminister für Jugend, Familie 

und Gesundheit gemachten Ausführungen über 
eine mögliche Gesundheitsschädlichkeit bei 
der Verwendung von Keramikgeschirr zur Zu- 
bereitung und Aufbewahrung von Speisen und 
Getränken auch für die nach besonders stren- 
gen Vorschriften in Deutschland, insbesondere 
im Kannenbäcker-Land (Westerwald), herge- 
stellteli Keramikerzeugnisse zu? 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Beantwor- 

Hanz tung der Fragen A 52 und 53 aus der Frage- 

stunde vom 5. März 1971 — Drucksache 
VI/1882 — dahin gehend zu ergänzen, daß 
die dort erwähnten Gesundheitsschäden durch 
Benutzung von Keramikgeschirr nicht in der 
Bundesrepublik Deutschland eingetreten sind, 
sondern sich ausschließlich in den USA und 
mit Keramik aus Mexiko ereignet haben, und 
daß bei sogenannten „Römertöpfen" überhaupt 
keine Glasuren verwendet werden und auch 
blaugrau salzglasiertes Steinzeug die im Nah- 
rungsmittelgesetz als giftig bezeichneten Stoffe 
Blei und Zink überhaupt nicht enthält? 

7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Hanz nehmen, da durch die allgemeine Beantwor- 

tung der erwähnten Fragen und die daraus 
resultierenden Presseveröffentlichungen nach- 
teilige Auswirkung für die Keramikindustrie 
entstanden sind, um die Öffentlichkeit so zu 
unterrichten, daß für die Geschirrhersteller 
keine weiteren wirtschaftlichen Schäden ent- 
stehen? 


8. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erfahrungsberich- 
Dr. Schmidt te darüber vor, ob der Lithiumgehalt des 

(Krefeld) Trinkwassers Schutz vor Coronarsklerose bie- 

ten soll? 


9. Abgeordneter Kann die Bundesregierung amerikanische Un- 
Dr. Schmidt tersuchungsergebnisse bestätigen, daß Lithium 

(Krefeld) vor gewissen Risikofaktoren der arteiosklero- 

ti sehen Herzerkrankungen schützt, oder sind 
ihr andere Einwirkungsmöglichkeiten be- 
kannt? 


10. Abgeordneter Trifft es zu, daß der beamtete Staatssekretär 
Dr. Häfele im Bundesministerium für Jugend, Familie und 

Gesundheit in Aufsichtsräten chemischer Un- 
ternehmen sitzt? 


11. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung nicht, daß der 
Dr. Häfele Staatssekretär dadurch in Pflichtenkollision 

geraten könnte? 
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12. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung nach wie vor die 

Dr. Slotta Auffassung, daß in Waschmitteln enthaltene 

Enzyme keine gesundheitsschädigende Wir- 
kung haben, obwohl z. B. die Untersuchungen 
von Prof. Dr. Dr. W. Zimmermann, Direktor 
des Instituts für Hygiene und Mikrobiologie 
der Universität des Saarlandes, die gesund- 
heitsschädigende Wirkung beweisen? 

13. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Gruhl rung gegen den Import bzw. Verkauf von 

Thunfischkonserven aus Japan, Kuba und Ma- 
laysia zu ergreifen, da nach einem Hinweis 
des niedersächsischen Landwirtschaftsministe- 
riums vom Freitag, dem 19. März, bei 53 Pro- 
zent der neuerlich untersuchten Konserven aus 
diesen Ländern der Quecksilbergehalt über der 
Unbedenklichkeitsgrenze gelegen hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


14. Abgeordneter Hat das Sofortprogramm der Bundesregierung 

Dr. Schmitt- zur Modernisierung und Intensivierung der 

Vockenhausen Verbrechensbekämpfung zu einer weiteren In- 
tensivierung der Observationstätigkeit ge- 
führt? 

15. Abgeordneter Ist beabsichtigt, in personeller wie in techni- 

Dr. Schmitt- scher und organisatorischer Hinsicht verbes- 

Vockenhausen serte Voraussetzungen für einen verstärkten 

Einsatz der Observationstätigkeit zu schaffen? 

16. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in den Fußballwelt- 

Dr. Schneider meisterschaften 1974 ein internationales Ereig- 
(Nümberg) nis, dem sie eine angemessene nationale Auf- 

merksamkeit entgegenzubringen hat, und ist 
sie bereit, den davon betroffenen Gemeinden 
je ein Drittel der dadurch bedingten Ausbau- 
kosten für Stadien zur Verfügung zu stellen? 

17. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die Entschä- 

Dr. Hauff digung für die Benutzung anerkannter privat- 

eigener Kraftfahrzeuge für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes, die seit 1. Januar 1958 
unverändert festgesetzt ist, der inzwischen 
eingetretenen wirtschaftlichen Entwicklung an- 
passen? 

18. Abgeordneter Wird die Bundesregierung als Mitglied der 

Müller Internationalen Organisation für Zivilverteidi- 

(Mülheim) gung den vom jugoslawischen Bundesamt für 

Zivilschutz ausgearbeiteten Modellplan für 
den nationalen Soforteinsatz des Zivilschutzes 
und des internationalen Hilfsprogramms für 
Katastrophenfälle unterstützen, oder ist beab- 
sichtigt, alternative Einsatzpläne zu entwik- 
keln? 
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19. Abgeordneter In welchem Umfang sind Produktionsmenge 

Dr. Gleissner und Produktions wert der verschiedenen Kunst- 

stoffe (Plastiksubstanzen etc.) angestiegen, und 
was ist von seiten der Bundesregierung ge- 
plant, um die unverrottbaren Plastiksubstan- 
zen im Hinblick auf den Umweltschutz und 
die wachsenden Lasten mit dem Müll unschäd- 
lich zu machen? 

20. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung bereit ist, 
Dr. Gleissner darauf einzuwirken, daß die Produktion von 

Kunststoffen (Plastiksubstanzen) im Hinblick 
auf den Umweltschutz eingeschränkt wird, und 
welche Maßnahmen sind zu diesem Zweck in 
Aussicht genommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


21. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Nölling die Besteuerung von Arbeitgeberdarlehen zur 

Studienförderung bildungsfeindliche Auswir- 
kungen haben kann? 

22. Abgeordneter Könnte sich die Bundesregierung dazu bereit- 

Dr. Nölling finden, solche Aufwendungen sowohl für den 

Arbeitgeber als auch für den Arbeitnehmer 
dann von einer Besteuerung zu befreien, wenn 
ein Arbeitgeber sie zweckgebunden und mit 
Bindungs- bzw. Rückzahlungsverpflichtung an 
einen Studenten zahlt, der eine staatlich aner- 
kannte Bildungseinrichtung mit ganztägigen 
Lehrveranstaltungen- besucht? 

23. Abgeordneter Trifft es zu, daß in steuerlicher Hinsicht ge- 

Flämig schiedene Ehegatten sowohl in bezug auf die 

Steuerklasse als auch bei der Gewährung von 
Steuervergünstigungen auf Grund außerge- 
wöhnlicher Belastungen durch Beschäftigung 
einer Hausgehilfin oder Haushaltshilfe schlech- 
ter gestellt sind als dauernd getrennt lebende 
Ehegatten, und was gedenkt bejahendenfalls 
die Regierung zu tun, um diese Benachteili- 
gung der Geschiedenen auch im Hinblick auf 
die beabsichtigte Neuregelung des Scheidungs- 
rechts zu beseitigen? 

24. Abgeordneter Welche Vorwürfe über Mißstände im Steuer- 

Köster wesen, die der Bund Deutscher Steuerbeamten 

zum Anlaß der Notwehraktion „Dienst nach 
Recht und Gesetz in der Steuer Verwaltung" 
genommen hat, bestehen nach Auffassung des 
Bundesministers der Finanzen zu Recht? 
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25. Abgeordneter Ist der Bundesminister der Finanzen bereit, 

Köster durch die Einrichtung von Steuerhodisdiulen 

für die gehobenen Dienste der Steuerverwal- 
tung eine gemeinsame Bildung der Angehöri- 
gen der Steuerverwaltung und der selbständig 
oder unselbständig in der freien Wirtschaft 
steuerberatend Tätigen vorzusehen? 

26. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung den Ent- 

Krammig wurf des Zehnten Gesetzes zur Änderung des 

Tabaksteuergesetzes, insbesondere im Hinblick 
auf die einzuhaltende Frist vom 1. Juli 1971, 
vorzulegen, um eine termingerechte Verab- 
schiedung durch die gesetzgebenden Körper- 
schaften sicherzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


27. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 

Dr. Bach griechische Regierung — bestürzt über angeb- 

lich in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
breitete Falschmeldungen über eine bevorste- 
hende Abwertung des griechischen Drach- 
mens — von der Auftragsvergabe von großen 
industriellen Entwicklungsvorhaben an deut- 
sche Firmen abgesehen und diese Aufträge an 
andere ausländische Unternehmen vergeben 
hat? 

28. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung ggf. zu 

Dr. Bach tun, um zu verhindern, daß durch solche Vor- 

kommnisse der deutschen Wirtschaft Millio- 
nenverluste erwachsen? 

29. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die große Mas- 
Dr. Rinderspacher se der Sammler von Briefmarken und Münzen 

gegen die immer zahlreicher und raffinierter 
werdenden Fälschungen sowie gegen irrefüh- 
rende einschlägige Angebote auf Auktionen 
und Inseraten durch verschärfte Vorschriften 
so zu schützen, wie es Großbritannien durch 
die Trade Descriptions Act 1968 (Chapter 29) 
mit bisher sehr gutem Erfolg zum Schutze der 
Verbraucher getan hat? 

30. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach die der- 

Dr. Riedl zeitige Verschuldung des Ostblocks gegenüber 

(München) der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 

der zugesagten, aber noch nicht in Anspruch 
genommenen Tranchen rund 7 Milliarden DM 
beträgt, und entspricht dieser Betrag etwa 
einem Jahresvolumen der westdeutschen Ex- 
porte in die COMECON-Länder? 

31. Abgeordneter Aus welchen Gründen ist den Interessenten an 

Werner einer Beteiligung am Bau der Pipeline Alexan- 

dria Suez keine Hermes-Bürgschaft gewährt 
worden? 
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32. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


33. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


34. Abgeordneter 

Niegel 


35. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
deutschen Beteiligung an der Planung der 
EWG-Regional- und Strukturpolitik darauf 
hinzuwirken, daß der besondere Status des 
Zonenrandgebietes als Förderungsgebiet voll 
übernommen wird? 

Wäre die Bundesregierung bereit, falls die 
EWG für bestimmte außerdeutsche Regionen 
zur wirtschaftlichen Entwicklung und For- 
schung derselben Steuerpräferenzen vor- 
schlägt, diese auch für das Zonenrandgebiet in 
Aussicht zu nehmen? 

Was sind die Gründe, daß das Handwerk, der 
Handel und das Dienstleistungsgewerbe in den 
Förderungsgebieten nach dem Investitionszu- 
lagengesetz nur in geringem Maße in den Ge- 
nuß der Investitionszulage kommen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den anhal- 
tenden Devisenzustrom der letzten Monate? 


36. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


Hält die Bundesregierung die kräftige Aus- 
weitung des Geldvolumens, insbesondere der 
Liquidität der Wirtschaft, mit der von der 
Bundesregierung und der Bundesbank beton- 
ten Vordringlichkeit einer Stabilitätspolitik für 
vereinbar? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Löffler abgabewillige Landwirte, die jedoch keinen 

Pächter für ihr Land finden, in den Kreis der 
Berechtigten für die Landabgaberente einzu- 
beziehen? 


38. Abgeordneter Wieviel Pflanzenschutzmittel sind bisher auf 
Löffler Grund des § 7 Abs. 1 des Pflanzenschutzgeset- 

zes zur Zulassung angemeldet worden, und 
wieviel endgültige Zulassungen hat die Bio- 
logische Bundesanstalt bisher ausgesprochen? 


39. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Burger Tatsache, daß offensichtlich durch Lücken im 

Weinrecht infolge geänderter Weingesetze aus 
dem europäischen Südosten Weine mit deut- 
schen Etiketten und den Bezeichnungen „Spät- 
lese", „Auslese", „Trockenbeeren- Auslese" 
usw., deren Qualität nicht den Bestimmungen 
des deutschen Weingesetzes entspricht, zu 
niedrigen Preisen gegenwärtig den deutschen 
Markt überschwemmen? 
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40. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung kurzfristig 

Burger zu tun, um den Verbraucher vor dieser bewuß- 

ten Irreführung und den deutschen Winzer 
vor einer Abwertung der auch seitens der 
EWG ausdrücklich für nach bundesdeutschen 
Bestimmungen geprüfte Qualitätsweine mit 
Prädikat reservierten Qualitätsbezeichnungen 
zu schützen? 

41. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung ihre Zu- 

Bittelmann Stimmung gegeben hat, daß Kartoffelstärke 

aus den Ostblockländern — vorwiegend aus 
Polen und der CSSR — volliberalisiert einge- 
führt werden kann und daß Bestrebungen im 
Gange sind, den Warenverkehr mit Kartoffel- 
stärke weltweit zu liberalisieren? 

42. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht auch der Mei- 

Bittelmann nung, daß für die Stärkekartoffelerzeuger in 

der Bundesrepublik Deutschland dadurch Nach- 
teile entstehen, daß die Stärkeproduzenten in 
der Bundesrepublik Deutschland sich nach den 
Staatshandelspreisen der Ostländer richten 
müssen und demzufolge die Verarbeitung von 
deutschen Stärkekartoffeln einschränken müs- 
sen, da der Absatz deutscher Kartoffelstärke 
nicht mehr gewährleistet ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

43. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in vie- 

Wolfram len Betrieben laufend Verstöße gegen das 

Jugendarbeitsschutzgesetz erfolgen, und wel- 
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
das zu beseitigen? 

44. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 

Wolfram dafür zu sorgen, daß vor allem die Vorschrif- 

ten über die gesundheitliche Betreuung der 
Jugendlichen in einem Aktionsprogramm 
— etwa analog der Drogenmißbrauchsbekämp- 
fung — eingehalten werden? 

45. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Be- 

Horn Werbungen in der sogenannten freien Wirt- 

schaft Angaben für Personalbögen u. a. über 
den Beruf des Vaters und über die Zugehörig- 
keit des Bewerbers zu Vereinen, Verbänden 
und politischen Parteien verlangt werden? 

46. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung darin nicht einen 

Hom Eingriff in die Intimsphäre des Bewerbers und 

in seinen individuellen Freiheitsbereich, gegen 
den die Bundesregierung etwas tun sollte? 
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47. Abgeordnete Wie steht die Bundesregierung zu dei^ Vor- 

Frau Schlei sdilägen der Brüsseler Europa-Kommission für 

eine europäische Sozialpolitik? 

48. Abgeordnete Welche sozialpolitischen Aktionen gedenkt die 

Frau Schlei Bundesregierung in diesem Zusammenhang 

einzuleiten, um die extreme Ungleichheit zwi- 
schen Männer- und Frauenlöhnen beseitigen 
zu helfen? 

49. Abgeordneter Ist es sozialpolitisch vertretbar, daß die klei- 

Varelmann nen Landwirte — darunter besonders viele 

Pächter — , die vor dem Jahre 1969 ihren land- 
wirtschaftlichen Betrieb zur Aufstockung ande- 
rer Unternehmen abgegeben haben, vom Be- 
zug der Landabgaberente ausgeschlossen sind? 

50. Abgeordneter Ist es vertretbar, daß angesichts der besonders 

Varelmann ungünstigen Alterssicherung der kleinen Land- 

wirte dieser Personenkreis von der Nachent- 
richtung von Beiträgen zur Rentenversicherung 
ausgeschlossen ist? 

51. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 

Dr. Böhme aus dem Erwerbsleben Ausgeschiedene, die 

Versorgungsleistungen auf Grund von von der 
Versicherungspflicht befreienden Lebensversi- 
chenmgen oder aus betrieblichen Einrichtun- 
gen aus der Zeit vor dem Dritten Rentenver- 
sicherungs-Änderungsgesetz erhalten, von der 
Möglichkeit des Eintritts in die gesetzliche 
Krankenversicherung nach dem Zweiten Kran- 
kenversicherungsgesetz ausgeschlossen? 

52. Abgeordneter Ist die Bundesregierung ggf. bereit, diesem 

Dr. Böhme Personenkreis nachträglich den Eintritt in die 

gesetzliche Krankenversicherung zu ermögli- 
chen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


53. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß wehr- 
Eckerland pflichtige Abiturienten, die das Studium der 

Mathematik beginnen wollen, durch ihre 
Wehrdienstzeit insofern benachteiligt werden, 
als sie für die Aufnahme ihres Studiums auf 
die in der Schule erlernten fachspezifischen 
Kenntnisse angewiesen sind und diese wäh- 
rend der 18-monatigen Ausbildung naturge- 
mäß soweit verloren werden, daß auch der 
Besuch der von den Universitäten wegen der 
Schwere des Studienfaches eingerichteten Vor- 
semester nicht mehr möglich ist? 
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54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Möglidi- 

Eckerland keit zu schaffen, den Wehrdienst nach Ab- 

schluß des Studiums der Mathematik leisten 
zu können und die Wehrpflichtigen zumindest 
dann zurückzustellen, wenn ihnen von der 
Clearing-Stelle ein Studienplatz für das Fach 
Mathematik zugewiesen worden ist? 

55. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die bei der 

Dr, Hubrig Abwicklung über die Entschädigung von Ma- 

növerschäden zugrundeliegenden praxisfernen 
Verwaltungs vor Schriften, nach denen z. B. 
Flurschadensoffiziere Schadensregulierungen 
nur bis zu 100 DM in eigener Verantwortung 
durchführen können, während bei darüber- 
hinausgehenden Anträgen eine schleppende 
Bearbeitung von sieben bis acht Monaten 
keine Seltenheit darstellt? 

56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Flurschadens- 

Dr. Hubrig Offizieren Vollmacht zu erteilen, bis zu einem 

Betrag von 1000 DM Schadensregulierungen 
vorzunehmen? 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


57. Abgeordneter Mit welcher Begründung glaubt die Bundes- 

Kiedile regierung die Herabsetzung des Anteilsatzes 

am Gesamtverkehrshaushalt für Bayern von 
17,4Vo auf 1971 14,7Vo und 1972 U,3Vo unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß 23,6Vo der 
Bundesautobahnen und 22,4Vo aller Bundes- 
straßen der Bundesrepublik Deutschland sich 
in Bayern befinden, verantworten zu können? 

58. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auch der Meinung, 

Kiechle daß durch diese Kürzung der bayerischen 

Quote in keinem einzigen Fall neue Maßnah- 
men begonnen werden können, andere Bau- 
maßnahmen entweder vorerst eingestellt oder 
nur zögernd und damit unwirtschaftlich weiter- 
geführt werden müssen und teilweise nicht 
einmal mehr Mittel für den Grundstücksankauf 
zur Verfügung stehen? 

59. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor- 
Frau Griesinger wiegend in Baden-Württemberg zum Schutz 

der Schulanfänger im Verkehr gielbe Sicher- 
heitsranzen propagiert werden und auch gros- 
sen Anklang gefunden haben? 

60. Abgeordnete Ist die Bundesregierimg bereit, diese vorbild- 
Frau Griesinger liehe Maßnahme zur Sicherheit der Schulkin- 
der im Verkehr aufzugreifen, im gesamten 
Bundesgebiet anzuregen und mit Nachdruck 
zu unterstützen? 
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61. Abgeordneter Wie hoch ist der Prozentsatz der Schiffe auf 

Josten dem Rhein und seinen Nebenflüssen, welche 

mit Funk ausgerüstet sind? 

62. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 

Josten wirken, daß alle Tanker auf dem Rhein und 

seinen Nebenflüssen mit gefährlichen Ladim- 
gen technisch so ausgerüstet sein müssen, 
daß sie den Rhein-Funk erreichen können? 

63. Abgeordneter Kann die Bundesregierung den Anteil der 

Dr. Enders Kraftfahrzeuge beziffern, die nicht ordnungs- 

gemäß versichert am Straßenverkehr teilneh- 
men? 

64. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Kennzeichnung 

Dr. Enders der versicherten Kraftfahrzeuge für eine geeig- 

nete Maßnahme, um den Gebrauch nichtver- 
sicherter Fahrzeuge zu erschweren? 

65. Abgeordneter Wie groß ist zur Zeit die Zahl der in der Bun- 

Sdunidt desrepublik Deutschland zugelassenen zivilen 

(Braunsdiweig) Luftfahrzeuge? 

66. Abgeordneter Wieviel Flughäfen in der Bundesrepublik 

Schmidt Deutschland stehen neben den internationalen 

(Braunsdiweig) Verkehrsflughäfen der Zivilluftfahrt bzw. dem 

Bedarf sluftverkehr" zur Verfügung? 

67. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Rinderspacher die durch Unfälle in Not geratenen Autofahrer, 

insbesondere auch die orts- und sprachunkun- 
digen Ausländer, gegen die Ausbeutung durch 
manche betrügerische Abschleppdienste zu 
schützen? 

68. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Erklärung des 

Konrad Präsidenten der Bundesbahndirektion Ham- 

burg bekannt, daß mit der Elektrifizierung des 
schleswig-holsteinischen Eisenbahnnetzes vor- 
läufig nicht zu rechnen sei, weil das Land 
Schleswig-Holstein noch keine Beteiligung an 
der Finanzierung in Aussicht gestellt habe, und 
wann würde bei angemessener Mitfinanzie- 
rung durch Schleswig-Holstein mit der Elektri- 
fizierung der wichtigsten Durchgangsstrecken 
begonnen werden können? 

69. Abgeordneter Haben sich bei den Bauerndemonstrationen 

Konrad mit Treckern und Zügen auf den Bundesstraßen 

Schleswig-Holsteins am 22. März § 3 Abs. 2 
(Verbot des grundlosen Langsamfahrens), §§ 4 
(Abstände), 19 Abs. 3 (Halteregelung vor 
Bahnübergängen) und § 29 Abs. 2 (Erlaubnis 
für übermäßige Straßenbenutzung) für die Auf- 
rechterhaltung der Sicherheit und Flüssigkeit 
des Verkehrs bewährt, und welche Maßnah- 
men der Landesregierung und insbesondere 
der Polizei des Landes Schleswig-Holstein, die 
der Durchsetzung der genannten Vorschriften 
dienen sollten, sind der Bundesregierung be- 
kannt? 
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70. Abgeordneter Wird die Bundesregierung das Programm zur 

Dr. Jobst Förderung von Investitionsmaßnahmen auf 

dem Gebiete des kombinierten Verkehrs und 
des Gleisanschlußverkehrs verlängern und 
weitere Mittel bereitstellen, nachdem die bis- 
her geförderten Maßnahmen zu einer wir- 
kungsvollen Entlastung des Straßenverkehrs 
geführt haben und eine große Zahl von Förde- 
rungsanträgen noch vorliegen? 

71. Abgeordneter Was wird von Bund, Ländern und Gemeinden 

Dr. Haadc unternommen, um schwere Verkehrsunfälle, 

die durch Bäume am Straßenrand verursacht 
werden, zu verhindern? 

72. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Grobecker rung, auf internationaler Ebene zu erreichen, 

daß der von der IMCO empfohlene Kollisions- 
Schutzweg im Ärmelkanal von den seefahrts- 
treibenden Nationen eingehalten wird? 

73. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, auf 

Grobecker internationaler Ebene darauf einzuwirken, daß 

die Lotsenstation von Dungeness an die dies- 
seitige (französische) Küste verlegt wird? 

74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Früh bei einem Ausbau der Bundesfernstraßen zu- 

nächst die Beseitigung von Gefahrenstellen 
durch die Bereitstellung zusätzlidier Mittel im 
Interesse der Verkehrssicherheit Vorrang ha- 
ben sollte? 

75. Abgeordneter Welche Gründe haben den Bundesminister für 

Baier Verkehr veranlaßt, seine am 30. August 1969 

in Michelstadt gegebene Zusicherung, daß der 
Bau der Odenwald- Autobahn 1972 im Bereich 
der Anschlußstelle an die BAB 15 Frankfurt/ 
Würzburg bis zur Anschlußstelle B 26 begon- 
nen wird, nunmehr nicht einzuhalten? 

76. Abgeordneter Treffen Mitteilungen des „Interessenkreis 

Baier Odenwald- Autobahn" zu, daß im Bereich des 

Landes Baden-Württemberg aus finanziellen 
Gründen bis 1985 nur die Neubaumaßnahmen 
im Raume Stuttgart (1. Dringlichkeitsstufe) 
durchgeführt werden, und der Bau der Oden- 
wald-Autobahn im nordbadischen und hessi- 
schen Bereich (2. Dringlichkeitsstufe) somit 
erst nach 1985 begonnen wird? 

77. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 

Hein bisher bewogen, die Übernahme von Schulden 

(Salzgitter- der Deutschen Bundesbahn auf den Bund ent- 

Lebenstedt) gegen der Regierungserklärung vom 28. Ok- 

tober 1969 noch nicht im Bundeshaushalt {Ein- 
zelplan 32) zu berücksichtigen? 
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78. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die im Ver- 

Hein kehrsbericht 1970 genannte finanzpolitische 

(Salzgitter- und haushaltsmäßige Prüfung der Übernahme 

Lebenstedt) von Schulden der Deutschen Bundesbahn auf 

den Bund abgeschlossen haben, damit das in 
der Regierungserklärung abgegebene Verspre- 
chen wenigstens im Bundeshaushalt 1972 ein- 
gelöst wird? 

79. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß eine große Anzahl von 

Rawe Anträgen bauwilliger Mitarbeiter der Deut- 

schen Bundesbahn auf Arbeitgeberdarlehn ab- 
schlägig beschieden werden müssen? 

80. Abgeordneter Welche Nachteile entstehen dadurch den Be- 

Rawe diensteten der Deutschen Bundesbahn? 

81. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Brief- 

Rollmann und Paketverkehr mit der DDR in der letzten 

Zeit ungewöhnliche Verzögerungen eingetre- 
ten sind? 

82. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung da- 

Rollmann gegen unternommen? 

83. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Evers Deutsche Bundespost Unternehmern, die ihre 

Tätigkeit auch im öffentlichen Interesse aus- 

üben, allgemein eingeführte und leicht merk- 
bare Telefonnummern unter Hinweis auf an- 
gebliche technische Schwierigkeiten entzieht, 
obwohl hierdurch nicht nur den betroffenen 
Firmen ein nachweisbarer Schaden entsteht, 
sondern auch Erschwernisse für breitere Be- 
völkerungsschichten hervorgerufen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

84. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Durchfüh- 

Geisenbofer rungs Verordnungen zum Wohngeldrecht dahin 

zu ändern, daß der bei Lastenzuschüssen zu 
berücksichtigende Höchstbetrag für Zins- und 
Tilgungsleistungen von 8®/o auf 12®/o erhöht 
wird? 

85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auch der Meinung, 
Geisenhofer daß der gegenwärtige Höchstbetrag von 8®/o 

bei der derzeitigen Lage am Kapitalmarkt bei 
weitem nicht ausreicht, um die Zinsen und Til- 
gungskosten zu decken imd daß hierdurch für 
den Lastenzuschußberechtigten Wohngeldaus- 
fälle bis zu 100 DM monatlich entstehen? 

86. Abgeordneter Werden durch die unterschiedliche Einkom- 

Dr. Haack mensermittlung bei der Berechnung des Wohn- 

geldes die Lohnsteuerpflichtigen gegenüber 
den Einkommensteuerpflichtigen benachteiligt? 
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87. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß der Bun- 

Erpenbedc desminister für Städtebau und Wohnungswe- 

sen das Fehlbelegungsproblem bei Sozialwoh- 
nungen vorerst nicht behandeln wird? 

88. Abgeordneter Warum befaßt sich der Jahreswirtschaftsbe- 

Erpenbedc rieht 1971 nicht mit der scharfen Kritik des 

Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirt- 
schaftsministerium an dem Gesetz zur Begren- 
zimg des Mietenanstiegs, obwohl der Bundes- 
minister für Städtebau und Wohnungswesen in 
der Plenarsitzung am 20. Januar d. J. erklärt 
hat, die Bundesregierung teile nicht die Auf- 
fassimg des Wissenschaftlichen Beirats und 
werde in dem Jahreswirtschaftsbericht klar 
und deutlich zu diesen Äußerungen Stellung 
nehmen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

89. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bund Gesamtschulver- 

Horstmeier sudie in den Ländern finanziell fördert? 

90. Abgeordneter Wieviel Bundesmittel sind dafür exakt für das 

Horstmeier Jahr 1970 auf gewandt, und wieviel Bundes- 

mittel stehen für das Jahr 1971 zur Verfügung? 

91. Abgeordnete Welches sind die „bestimmten Voraussetzun- 
FrauDr. Walz gen", unter denen der Planungsausschuß nach 

Artikel 91 a des Grundgesetzes Krankenanstal- 
^ ten, die nicht Hochschulkliniken sind, durch 
Baumaßnahmen mit dem Ziel der Schaffung 
neuer Ausbildungsplätze für den klinischen 
Unterricht in die Finanzierung nach dem Hoch- 
schulbauförderungsgesetz einzubeziehen be- 
schlossen hat? 

Welche konkreten Maßnahmen sind seit dem 
Inkrafttreten des deutsch-französischen Ver- 
trages ergriffen worden, um die Zahl der deut- 
schen Schüler, die französisch lernen, zu erhö- 
hen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die ergriffenen Maßnahmen zu einer gleich- 
berechtigten Behandlung der französischen 
Sprache neben anderen Fremdsprachen im 
deutschen Schulwesen geführt haben? 

94. Abgeordneter Welche Mehrkosten für Investitionen und 
Dr. Huys laufenden Unterhalt erfordern nach den Erfah- 

rungen der bisherigen Modellversuche in der 
Bundesrepublik Deutschland Bau und Unter- 
haltung der integrierten Gesamtschule? 


93. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


92. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
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95. Abgeordneter 
Lenzer 


96. Abgeordneter 

Dr. Martin 


97. Abgeordneter 

Dr. Martin 


98. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


99. Abgeordneter 
Pfeifer 


100, Abgeordneter 

Dr. Stark 
(Nürtingen) 


101. Abgeordneter 

Dr. Stark 
(Nürtingen) 


Ist in den integrierten Gesamtschulen der Leh- 
rerbedarf höher als der Lehrerbedarf in einem 
gegliederten Schulwesen, wenn man die soge- 
nannten pädagogischen Mittelwerte der Kul- 
tusministerkonferenz zugrundelegt? 

Welchen Lehrermehrbedarf erfordert der Aus- 
bau der vorschulischen Erziehung und des 
Kindergartenwesens nach den Vorstellungen 
der Bundesregierung? 

Welcher Mehrbedarf an Lehrern entsteht durch 
dan Ausbau der beruflichen Bildung nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung? 

Wird die Bundesregierung darauf drängen, 
daß in der Bund-Länder-Kommission nach Ar- 
tikel 91 b des Grundgesetzes nur ein Gesamt- 
plan verabschiedet wird, der aussagt, wie der 
erforderliche Mehrbedarf an Lehrkräften ge- 
deckt werden kann? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß es 
falsch wäre, einen Gesamtplan vorzulegen, der 
es sich hinterher gefallen lassen muß, von den 
Finanzen her gesehen wesentlich verändert zu 
werden? 

Trifft es zu, daß österreichische Staatsbürger, 
die die Abschlußprüfung einer Höheren Tech- 
nischen Bundeslehr- und Versuchs- Anstalt in 
Österreich besitzen, berechtigt sind, ohne Zu- 
satzprüfungen das Studium an einer Techni- 
schen Hochschule in der Bundesrepublik 
Deutschland aufzunehmen, während deutsche 
Staatsbürger, die denselben Schulabschluß be- 
sitzen. erst nach Bestehen einer Zusatzprüfung 
dasselbe Studium beginnen können? 

Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, auf 
die Kultusministerkonferenz in dem Sinne ein- 
zuwirken, daß diese Benachteiligung deutscher 
Staatsbürger abgebaut wird? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


102. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Rasner Verunglimpfungen des ersten republikanischen 

Staatspräsidenten Friedrich Ebert entgegenzu- 
wirken, Verunglimpfungen, wie sie beispiels- 
weise Sebastian Haffner in der Nummer 12 der 
Illustrierten Stern mit dem Satz vorgenommen 
hat: „Brandt ist kein Ebert, und es hat Leute 
gegeben — ich gehöre zu ihnen — , die gehofft 
haben, daß es Brandt gelingen würde, den 
Schandfleck Ebert nun doch mit Gottes Hilfe 
aus der Parteigeschidite zu tilgen."? 
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10v3. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(Mündien) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Öffentlich- 
keit über die von Bundeskanzler Willy Brandt 
am 4. März 1971 im Zweiten Deutschen Fern- 
sehen angedeuteten Pläne zu „Steuererhöhun- 
gen noch in dieser Legislaturperiode" unver- 
züglich zu informieren und nähere Einzelheiten 
mitzuteilen? 


104. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
Dr. Pohle zu, daß durch ihre sich ständig widersprechen- 

den Äußerungen über die Vornahme bzw. 
Nichtvornahme von Steuererhöhungen die 
Öffentlichkeit in unzuträglichem Maße im Un- 
klaren gehalten und dadurch verunsichert 
wird? 


105. Abgeordneter Worauf stützt sich die von Bundesminister 
Ott Ehmke laut Stenographischer Bericht über die 

107. Sitzung, S. 6294, in Sachen Leo Bauer auf- 
gestellte Behauptung, daß der Ausdruck 
„Kanzlerberater" für Herrn Leo Bauer sugge- 
riert wurde? 


106. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung die entgegen- 
Ott gesetzt lautende Erklärung des Bundespresse- 

amtes vom 16. März 1970 (Abt. Nachrichten 
Ref. II/4 Deutsche Gruppe), wo Herr Leo Bauer 
ausdrücklich als „engster Berater von Bundes- 
kanzler Brandt" bezeichnet wurde? * 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


107. Abgeordneter 
Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Treffen die Beschwerden zu, die der Abgeord- 
nete Kutschinski in einer Kleinen Anfrage an 
den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 
(Drucksache VII/ 1047 der Bürgerschaft der 
Freien und Hansestadt Hamburg) über das 
Verhalten deutscher Auslandsvertretungen ge- 
genüber deutschen Seeleuten vorgebracht hat? 


108. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Ist die Bundesregierung bereit, alle deutschen 
Auslandsvertretungen anzuweisen, Besat- 
zungsmitglieder für Seeschiffe ohne entspre- 
chende Personalpapiere von der Anmusterung 
zurückzuhalten ? 


109. Abgeordneter Ist der deutschen Regierung bekannt, daß ein 
Haase deutscher Soldatenfriedhof in Belgrad im Rah- 

(Kassel) men eines Campingplatzes genutzt wird? 


110. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 


Ist der deutschen Regierung bekannt, daß im- 
mer mehr deutsche Jugoslawienreisende ihre 
Empörung über die achtlose Behandlung deut- 
scher Soldatengräber in diesem Land zum Aus- 
druck bringen? 
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111. Abgeordneter Ist die Äußerung des Herrn Bundesminister 

Engelsberger des Auswärtigen . den Hauptstadtcharak- 

ter, der zu der starken Präsenz des Bundes in 
West-Berlin geführt hat, gibt es nicht mehr", 
nicht bereits ein Zugeständnis zu einer ver- 
minderten Berlin-Präsenz, und ist die Bundes- 
regierung der Meinung, daß der Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 6. Februar 1957, 
„Berlin ist die deutsche Hauptstadt", heute 
keine Gültigkeit mehr hat? 

112. Abgeordneter Welche .Gründe haben die Bundesregierung 
Engelsberger veranlaßt, den Botschafter der Bundesrepublik 

Deutschland beim Vatikan, Dr. Hans Berger, 
abzuberufen und in den einstweiligen Ruhe- 
stand zu versetzen? 

Kann die Bundesregierung versichern, daß die 
Behauptung der Warschauer Zeitung „Zyzie 
Warszawy", die Abberufung Botschafter Dr. 
Bergers stünde mit einer in dieser Zeitung 
veröffentlichten kritischen Auseinanderset- 
zung mit den politischen Ansichten des Bot- 
schafters im Zusammenhang, unzutreffend ist? 

Gibt es im Zuständigkeitsbereich des Auswär- 
tigen Amts amtliche schriftliche Äußerungen, 
aus denen hervorgeht, daß die politischen An- 
sichten Botschafter Bergers zur Frage der Er- 
nennung polnischer Bischöfe in den unter pol- 
nischer Verwaltung stehenden Oder-Neisse- 
Gebieten bei der Abberufung des Botschafters 
eine Rolle gespielt haben? 

115. Abgeordneter Enthält die Meldung im „Bulletin" Nr. 161 von 

Dr. Czaja 1970, Seite 1707 Absatz 7, über die Nicht-Legi- 

timierung der Vertreibung bei den Warschauer 
Verhandlungen den Text einer präzisen völ- 
kerrechtlichen Vorbehaltserklärung, die der 
deutsche Bundesaußenminister bei der Plenar- 
sitzung der polnischen und deutschen Dele- 
gation dahin gehend abgegeben hat, daß ein 
Vertrag über die Normalisierung der Bezie- 
hungen mit der Volksrepublik Polen keine 
Legitimierung jener Maßnahmen sein kann 
und darf, durch die Millionen Deutscher aus 
den unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Gebieten vertrieben worden sind? 

116. Abgeordneter Hat die polnische Verhandlungsdelegation die- 

Dr, Czaja se Erklärung in völkerrechtlich wirksamer 

Form entgegengenommen? 


114. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


113. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

1. Abgeordneter Welche Antworten hat die Regierung der 

Dr, Marx CSSR der Bundesregierung auf ihre Proteste 

(Kaiserslautern) im Zusammenhang mit der Verletzung der 

deutsch-tschechoslowakischen Grenze durch 
tschechoslowakische Soldaten (siehe Stenogra- 
phischer Bericht des Deutschen Bundestages 
vom 21. Januar 1971) erteilt? 

2, Abgeordneter Trifft es zu, daß ein von maßgeblichen Persön- 

Weigl lichkeiten in der Bundesrepublik Deutschland, 

z. B. von Karsten D. Voigt, Bundesvorsitzender 
der Jungsozialisten, Dr. Werner Thönnessen, 
Frankfurt/Main, Heiner Bremer, Bundesvorsit- 
zender der Jungdemokraten, u. a. Unterzeich- 
neter Solidaritätsaufruf für Angela Davis, der 
u. a. der Finanzierung einer Reise von „Beob- 
achtern" zum Davis-Prozeß dient, von der Re- 
gierung der Vereinigten Staaten mit Befrem- 
den registriert wurde? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, wie groß die Zahl der ohne Aufent- 
halts- und Arbeitsgenehmigung in der Bundes- 
republik Deutschland lebenden Gastarbeiter 
aus Drittländern der EWG ist? 

4. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Jahn mit den in Frage kommenden Regierungen 

(Braunschweig) vereinbart, um diese illegale Einwanderung 
zu unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

5. Abgeordneter Aus welchen Gründen ist das Gesetz zum 

Hansen Schutz gegen Fluglärm noch nicht im Bundes- 

gesetzblatt verkündet worden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 
Investitionen der Mineralölwirtschaft und der 
Automobilindustrie sein werden, wenn zur 
Verminderung von Luftverunreinigungen 
durch Ottokraftstoffe auf die Antiklopfzusätze 
auf Bleialkylbasis verzichtet werden muß, und 
wie hoch die Belastungen für den Kraftfahrer 
sein werden? 

7. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der in den letzten fünf 
Dr. Gleissner Jahren jährlich angefallenen Altautos, und ist 
beabsichtigt, die Vernichtung von Altautos, 
die zunehmend die Umgebung der Gemeinden 
und Städte belasten, planmäßig zu organisie- 
ren, z. B. durch einen Verschrottungsschein, 
der mit dem Kauf eines jeden neuen Wagens 
erworben werden muß? 


6. Abgeordneter 

Kirst 


3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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8. Abgeordneter 
Dr. Gleissner 


Welche Plane für die ordnungsgemäße Ver- 
nichtung von Altautos gibt es im Ausland, und 
welche Erfahrungen wurden dort gemacht? 


9. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Schmude den aus dem Bundesdienst ausscheidenden 
Bankassessoren das Recht zur Führung einer 
auf die bestandene zweite Staatsprüfung hin- 
weisenden Bezeichnung zu gewähren, wie sie 
z. B. juristischen Assessoren oder (u. a. in 
Nordrhein- Westfalen) Bergassessoren zusteht? 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die 
Wittmann Angestellten des öffentlichen Dienstes durch 

die Einführung des Arbeitgeberzuschusses zum 
Krankenversicherungsbeitrag der nicht pflicht- 
versicherten Angestellten gemäß § 405 RVO 
n. F. im Beihilferecht eine wesentliche Ver- 
schlechterung eingetreten ist? 


11, Abgeordneter Kann der Angestellte zur Besitzstandswahrung 
Wittmann auf den B.eitragszuschuß nach § 405 RVO n. F. 

verzichten und könnte der Verzicht wieder 
rückgängig gemacht werden, wenn nach Ab- 
schluß eines neuen Tarifvertrags über die Ge- 
währung von Beihilfen an Angestellte eine 
günstigere Regelung vereinbart würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


12. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Hält die Bundesregierung die Begrenzung der 
Entschädigung für ehrenamtliche Richter auf 
höchstens zehn Stunden je Tag nach § 3 Abs. 4 
des Gesetzes über die Entschädigung der eh- 
renamtlichen Richter noch für gerechtfertigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Befrei- 
Wuwer ung der Elektrofahrzeuge von der Kfz-Steuer 

den Bau und den Einsatz dieser insbesondere 
unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes 
nützlichen Fahrzeuge zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


14. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen geprüft, 

Dr. Jobst inwieweit eine staatliche Förderung der Auf- 

suchung von inländischen Mangelmineralien, 
wie z. B, Flußspat, die Rohstoffversorgung zu- 
sätzlich sichern kann? 


19 



Drucksadle VI/ 20 20 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Konrad Umfang Innungen, insbesondere durch Mittei- 

lung „genauer Kalkulationen" Preisempfehlun- 
gen, die zu Verteuerungen führen, geben und 
mit welchem Erfolg sind die zuständigen Kar- 
tellbehörden tätig geworden? 

Welche Branchen der Wirtschaft erfüllen die 
Voraussetzungen auf Erteilung der Beschei- 
nigung nach § 1 Abs. 4 des Investitionszula- 
gengesetzes nicht? 

17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die oberbaye- 
Engelsberger rische Kreis- und Grenzstadt Laufen als 
Schwerpunktort anzuerkennen, wie es das 
bayerische Wirtschaftsministerium im Rahmen 
der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Re- 
gionale Wirtschaftsförderung" dem Bundes- 
wirtschaftsministerium Vorschlägen will? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es z. B. 
Dr. Beermann im Wahlkreis Stormarn/Lauenburg landwirt- 
schaftliche Betriebe gibt — welche die im 
Mansholt-Plan geforderte Größe haben — , 
die ausgezeichnet geleitet werden und daher 
hohe Erträge abwerfen, jedoch nicht zuletzt 
infolge der gestiegenen Betriebskosten kaum 
noch oder nicht mehr in der Lage sind, die auf 
ihnen ruhende Zinslast zu tragen, so daß deren 
Besitzer gezwungen sind, entgegen vernünfti- 
gen strukturellen Grundsätzen Land zu ver- 
äußern, um ihre Schuldenlast zu verringern? 

19. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Beermann im Auge, um derartige an sich gesunde land- 
wirtschaftliche Betriebe zu erhalten? 

20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Kosten, 

Leicht die der Gemeinde Herxheim bei Landau durch 

die Reduzierung des übergroß dimensionierten 
Vorfluters und Entwässerungsgrabens, der un- 
mittelbar vor Kriegsbeginn als Panzergraben 
errichtet worden war, entstehen, zu tragen? 

Wenn nein: ist die Bundesregierung bereit zu 
prüfen, ob nicht der Gemeinde Herxheim durch 
eine Umwandlung des Entwässerungsgrabens 
von einem Gewässer IIL Ordnung in ein sol- 
ches 11. Ordnung oder auch durch eine Rege- 
lung, wie sie bei der Bunkerbeseitigung prak- 
tiziert wird, geholfen werden kann? 

22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aktion 
Niegel „Bauernselbsthilfe / D. Aengenheister & Co.", 

die im ganzen Bundesgebiet Landwirte als stil- 
le Gesellschafter gewinnen will? 


21, Abgeordneter 

Leicht 


16. Abgeordneter 

Weigl 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


23. Abgeordneter 

Wolfram 


24. Abgeordneter 
Wolfram 


25. Abgeordneter 

Dr Schulz e- 
Vorberg 


26. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
rung, die vom DGB im Rahmen seiner Aktion 
„1971 — Jahr des jungen Arbeitnehmers" auf- 
gestellten jugendpolitischen Forderungen so 
zu unterstützen, daß ein optimales Ergebnis 
erzielt wird? 

Welche der an Staat und Gesellschaft gerich- 
teten Forderungen sind bereits erfüllt, und 
welche Punkte des o. a. Programms werden 
höchstwahrscheinlich in der laufenden Legisla- 
turperiode erfüllt? 

Welche Regelungen gelten — ■ nach Kenntnis 
der Bundesregierung — für die ehemaligen 
Soldaten der deutschen Wehrmacht, die im 
Zusammenhang mit ihrem Wehrdienst eine 
Infektionskrankheit erlitten — zum Beispiel 
eine infektiöse Hepatitis — die damals angeb- 
lich ausgeheilt, also nicht als Wehrdienstbe- 
schädigung anerkannt wurde, während nach 
neueren medizinischen Erkenntnissen häufig 
Spätfolgen zu beklagen sind? 

Welche Vorkehrungen empfiehlt die Bundes- 
regierung dem betroffenen Personenkreis, um 
Beweisnot zu vermeiden, falls sich solche Spät- 
folgen tatsächlich einstellen? 


27. Abgeordneter 

Wuwer 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den offenbar unzureichenden sozialen Schutz 
der Heimarbeiter zu verbessern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


28. Abgeordneter 
Zebisch 


In welchem Maße betreibt die Bundesregie- 
rung nach den geltenden Bestimmungen die 
Förderung der Schülerzeitungen? 


29. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Zebisch rung, die Arbeit der Schülerzeitungen mate- 

riell durch Zuschüsse im Rahmen des Bundes- 
jugendplans und rechtlich durch Absicherung 
der Unabhängigkeit im Rahmen des Presse- 
rechts zu fördern? 


30. Abgeordneter Nachdem Untersuchungen einer Zeitschrift in 
Burger 32 deutsdien Hallenbädern ergeben haben, daß 

kein Wasser frei von Urin oder gar Kot oder 
ohne chemische Verunreinigungen war, frage 
ich die Bundesregierung, ob die Bestimmungen 
über die Reinhaltung des Wassers in Hallen- 
bädern sowie deren Kontrolle ausreichend 
sind? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

31. Abgeordneter Welches sind die Gründe, die den Ausbau der 

Picard B 459 zwischen Ober-Roden und dem Ortsteil 

Waldacker, die den gesamten Berufs- und Aus- 
flugsverkehr zwischen Frankfurt und dem 
Odenwald aufnimmt und die seit Jahren ge- 
plant ist, bisher verzögert haben? 

32. Abgeordneter Trifft es zu, daß die relativ geringen Mittel 

Picard für den genannten Ausbau gegenwärtig nicht 

zur Verfügung stehen, und wann ist verbind- 
lich mit dem Baubeginn zu rechnen? 

33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Bestrebun- 

Biechele gen und Pläne, den Hochrhein über die Aare- 

Mündung hinaus als Schiffahrtsstraße in den 
Bodensee hinein auszubauen unter besonderer 
Berücksichtigung der Aufgaben des Umwelt- 
schutzes, nachdem der Bodensee, der jetzt 
schon das größte Trinkwasserreservoir Euro- 
pas ist, immer mehr als Trinkwasserspeicher 
an Bedeutung gewinnt? 

34. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Lenzer lichkeit, den Bundesautobahnabschnitt Olpe/ 

Hattenbach von der 2. Dringlichkeitsstufe des 
Ausbauplanes für die Bundesfernstraßen in die 
1. Dringlichkeitsstufe vorzuverlegen, da nach 
Meinung der zuständigen Behörden die Pla- 
nungsarbeiten sehr weit fortgeschritten sind? 

35. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Lenzer rung zum Ausbau der Bundesstraße 253 zwi- 

schen Dillenburg und Biedenkopf (vierspuriger 
Ausbau), insbesondere was die Beseitigung 
der jetzt noch vorhandenen Engpässe (Orts- 
durchfahrt Dillenburg mit schienengleicher 
Bahnüberführung, Ortsdurchfahrt Eibelshau- 
sen und Simmersbach) betrifft? 

36. Abgeordneter Warum ist in dem Verkehrsbericht 1970 der 

Schröder Bundesregierung die Autobahn Ruhrgebiet — 

(Wilhelminenhof) Ostfriesland weder unter Nummer 167 noch 

unter Nummer 168 erwähnt, obwohl mir der 
Bundesminister für Verkehr in der Beantwor- 
tung meiner Mündlichen Frage in der 64. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 16. Sep- 
tember 1970 (Stenographischer Bericht Seite 
3519) mitteilte, daß diese für die ostfriesische 
Wirtschaft und den Fremdenverkehr so wich- 
tige Verkehrsverbindimg mit gut 50Vo der Ge- 
samtlänge in der 1. Dringlichkeitsstufe steht 
und mit dem Bau dieser Autobahn auf einzel- 
nen Streckenabschnitten gegen Ende des 
1. Fünf jahresplanes begonnen werden soll? 

37. Abgeordneter Wann ist mit der Fertigstellung des vom Land 

Schröder Niedersachsen beim Bund beantragten Gut- 

( Wilhelminenhof) achtens über die Trassierung dieser Autobahn 

zu rechnen? 
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38. Abgeordneter 

Konrad 


39. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


40. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


41. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 


42. Abgeordneter 
Pfeifer 


43. Abgeordneter 

Pfeifer 

44. Abgeordneter 
Biechele 


45. Abgeordneter 
Dr. Gölter 


46. Abgeordneter 

Dr. Früh 


Wie gedenkt die Bundesregierung wirksamer 
der Gefahr zu begegnen, die von älteren Kraft- 
fahrern mit nicht erkannten hirnorganischen 
Störungen für die Sicherheit des Straßenver- 
kehrs ausgehen, und verspricht sie sich einen 
Erfolg von verstärkter Aufklärung mit dem 
Ziel selbstkritischer Prüfung des in Frage kom- 
menden Bevölkerungskreises? 

Treffen Meldung zu, daß vom bayerischen An- 
teil für den Autobahnbau im Jahre 1971 
36 Millionen DM und im Jahre 1972 44 Mil- 
lionen DM abgezogen werden, um Verwen- 
dung für den Bau der Sauerland-Autobahn zu 
finden, und trifft es zu, daß diese Mittel dann 
erst 1974 oder 1975 für den ursprünglichen 
Zweck eingesetzt werden sollen? 

Wann wird die Planung der Bundesstraße 9 n 
zwischen Meerbusch — Osterath und Kem- 
pen— St Hubert (Kreuzung mit der B 60/E 3) 
beendet, das Planfeststellungsverfahren ein- 
geleitet und die vierspurige Straße fertigge- 
stellt sein? 

Ist die Bundesregierung bereit, die enge Orts- 
durchfahrt Laudenbach (B 469) durch Vorzie- 
hen einer 1. Ausbaustufe der Ortsumgehung 
(eine Fahrbahnhälfte) entgegen den bisherigen 
Verlautbarungen, wonach die Ortsumgehung 
Laudenbach nicht in den 1. Fünf jahresplan 
aufgenommen werden kann, umgehend zu be- 
seitigen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Straßenbauhaushalt des Regierungsbezirks 
Südwürttemberg-Hohenzollern, der 1969 noch 
90 Millionen DM betragen hat, inzwischen 
trotz steigender Preise im Straßbau auf 65 Mil- 
lionen DM zurückgegangen ist? 

Worauf führt die Bundesregierung diese Ent- 
wicklung zurück? 

, Ist der Bundesregierung bekannt, daß dem 
Regierungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzol- 
lern im Jahre 1971 zum Ausbau der Bundes- 
fernstraßen ein so geringer Betrag zur Ver- 
fügung gestellt wurde, daß lediglich 1,5 km 
Bundesstraßen im ganzen Regierungsbezirk 
neu gebaut werden können? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Straßenbauetat des Regierungsbezirks 
Südwürttemberg-Hohenzollern aufzustocken? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der Frei- 
gabe der noch gesperrten Mittel für den Bun- 
desfernstraßenbau den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen im Regierungsbezirk Südwürttem- 
berg-Hohenzollern besonders zu berücksichti- 
gen? 
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47. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


48, Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


49. Abgeordnete 

Frau Griesinger 


50. Abgeordnete 

Frau Griesinger 


51. Abgeordneter 
Dasch 


Ist die Bundesregierung bereit, im Falle der 
von Bundesverkehrsminister Leber ins Auge 
gefaßten Erhöhung der Mineralölsteuer den 
Ausbau der Bundesfernstraßen in Südwürt- 
temberg-Hohenzollern besonders zu berück- 
sichtigen? 

Für welche Bundesstraßen im Regierungsbe- 
zirk Südwürttemberg-Hohenzollern würde die 
Bundesregierung in diesem Falle bevorzugte 
Mittel zur Verfügung stellen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es Gast- 
arbeitern und ausländischen Touristen in der 
Bundesrepublik Deutschland oft schwer fällt, 
sich in den Gebäuden der Deutschen Bundes- 
post zurechtzufinden, da dort eine Beschilde- 
rung der einzelnen Schalter und sonstigen Ein- 
richtungen nur in deutscher Sprache vorhanden 
ist? 

Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, 
daß in den Gebäuden der Deutschen Bundes- 
post, ähnlich wie in den Zügen der Deutschen 
Bundesbahn, eine Hinweisgebung und Beschil- 
derung in mehreren Sprachen vorgenommen 
wird? 

überlegt die Bundesregierung, an Postbedien- 
stete, welche außerhalb der Ballungsräume 
ihren Wohnsitz haben, jedoch in Großstädten, 
wie z, B. in München bei der Post beschäftigt 
sind, die Anfahrtskosten und Zuschüsse für 
den Lebensunterhalt auch dann zu bezahlen, 
wenn nach einigen Jahren der Bedienstete es 
ablehnte, eine teure Wohnung im Ballungs- 
raum anzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


52. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, ob beabsichtigt 
Bredl ist, auch Studenten in das Wohngeldgesetz 

einzubeziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


53. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


Wo konkret ist der Bund für Maßnahmen der 
Weiterbildung institutionell fördernd tätig? 


Bonn, den 26. März 1971 
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